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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Mai 1952 

7-80604-570/52 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Zusatz- 
protokoll zum Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republi k Öster- 
reich über Sozialversicherung 

nebst Zusatzprotokoll und Begründung mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. Mai 1952 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzsdiestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutsdiland und der Republik Österreich über Sozialversicherung 


Dqr Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 1. März 1952 und in 
Wien am 25. Januar 1952 Unterzeichneten 
Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
publik Österreich über Sozialversicherung 
vom 21. April 1951 (Gesetz vom 7. Januar 
1952 — Bundesgesetzbl.il S. 317 — ) wird 
zugestimmt. 

Artikel 2 

Das Zusatzprotokoll wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. Der Tag, an 
dem das Zusatzprotokoll nach seiner Schluß- 
bestimmung in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom glei- 
chen Tage in Kraft, an dem das Gesetz über 
das Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich 
über Sozialversicherung nebst Schlußprotokoll 
vom 7. Januar 1952 (Bundesgcsetzbl.il S. 317) 
in Kraft getreten ist. 
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Zusatzprotokoll 

zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über Sozialversicherung 


Zu dem zwischen der Bundesrepubh’k 
Deutschland und der Republik Österreich am 
21. April 1951 Unterzeichneten Abkommen 
über Sozialversicherung und dem Schlußpro- 
tokoll hierzu haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten im Namen der Vertrags- 
staaten folgendes vereinbart: 

1. Artikel 30 des Abkommens entfällt. 

2. 2. 14 des Schlußprotokolls hat zu lauten: 

„Die österreichischen Versicherungsträger 
übernehmen vom ersten Tag des vierten 
Monates nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens an die Durchführung der gesamten 
Sozialversldierung in den österreichischen 
Gemeinden J ungholz (V erwaltungsbezirk 
Reutte) und Mittelberg (Verwaltungsbezirk 
Bregenz) nach den österreichischen Vor- 
schriften. Das Nähere zur Durchführung 
der Sozialversicherung in diesen Gemein- 
den bestimmt die oberste Verwaltungs- 
behörde der Republik Österreich durdh 
Verordnung. Die beiderseitigen beteiligten 
Versicherungsträger können zur Überlei- 
tung und Verwaltungshilfe bei Gewährung 
der Sachleistungen aus der Kranken- und 
Unfallversicherung mit Zustimmung der 
obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
Vertragsstaaten Näheres vereinbaren. Die 
Leistungspflicht aus Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten, die in der Zeit vom 
1. Mai 1945 bis zum 31. Dezember 1947 
eingetreten sind, und die Leistungspflicht 


aus Versicherungszeiten der Rentenver- 
sicherungen, die im Zeitraum vom 1. Mai 
1945 bis zum Ende des dritten Monates 
nach Inkrafttreten des Abkommens zu- 
rückgelegt worden sind, gehen zu Lasten 
der zuständigen Versicherungsträger in der 
Bundesrepublik Deutschland; hierbei sind 
die Bestimmungen des Abkommens anzu- 
wenden.“ 

Dieses Zusatzprotokoll, das einen Bestand- 
teil des Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik 
Österreich über Sozialversicherung vom 
21. April 1951 bildet und in zwei Ausfer- 
tigungen gefertigt wird, gilt unter denselben 
Voraussetzungen und für dieselbe Dauer wie 
das Abkommen selbst. Dieses Protokoll soll 
ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden 
sollen sobald wie möglich in Bonn ausge- 
tauscht werden. 

Bonn, am 1. März 1952 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 
gez. J. Eckert 
gez. Dr. Dobbernack 

\XÜen, am 25. Jänner 1952 

Für die Republik österreldi: 
gez. Dr. Rudolph 
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Begründung 


Das am 1. März 1952 in Bonn und am 
25. Januar 1952 in Wien unterzeidinete Zu- 
satzprotokoll zum Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich über Sozialversicherung vom 
21. April 1951 (Gesetz vom 7. Januar 1952 
— BGBl. II S. 317) beruht auf folgenden Er- 
wägungen: 

1. Gegen Artikel 30 des Abkommens hat das 
Exekutivkomitee des Alliierten Rates in 
Wien Einwendungen erhoben. Dieser Ar- 
tikel 30 hat folgenden Wortlaut: 

„Die diplomatischen und konsularischen 
Behörden der beiden Vertragsstaaten 
sind berechtigt, ohne besondere Voll- 
macht die ihnen angehörenden Berech- 
tigten gegenüber allen Trägern und Be- 
hörden der Sozialversicherung des ande- 
ren Staates zu vertreten.“ 

Die Einwendungen beruhen offenbar auf 
der Erwägung, daß der Artikel 30 bei der 
gegenwärtigen Lage der Beziehungen zwi- 
schen den Vertragsstaaten gegenstandslos 
sein würde. 

Um auf österreichischer Seite die Ratifizie- 
rung des Abkommens und dementspre- 
chend sein Inkrafttreten zu ermöglidien, 
bestimmt die Ziffer 1 des Zusatzprotokolls, 
daß der Artikel 30 des Abkommens ent- 
fällt. 

2. In Nr. 14 des Schlußprotokolls zu dem ge- 
nannten Abkommen ist vorgesehen, daß in 
den österreichischen Gemeinden Jungholz 
und Mittelberg vom 1. Januar 1952 an das 
Österreichische Sozialversicherungsrecht in 
vollem Umfang durchgeführt wird. Dieser 
Zeitpunkt war gewählt worden, da bei 
Unterzeichnung des Abkommens und des 
Schlußprotokolls am 21. April 1951 damit 
gerechnet wurde, daß das Vertragswerk 
noch im Laufe des Jahres 1951 in Kraft 
gesetzt werden könnte, so daß eine ange- 
messene Übergangszeit für die volle Ein- 


führung des österreichischen Sozialversiche- 
rungsrechts in den genannten Gemeinden 
bestanden hätte. Diese Erwartung erfüllte 
sich wegen des unter Ziffer 1 erwähnten 
Einspruchs des Alliierten Rates in Wien 
nicht. Aus diesem Grunde sieht Ziffer 2 
des Zusatzprotokolls eine Neufassung der 
Ziffer 14 des genannten Schlußprotokolls 
vom 21. April 1951 vor. Durch die Neu- 
fassung wird bewirkt, daß das öster- 
reichische Sozialversicherungsredit statt mit 
Wirkung vom 1. Januar 1952 erst vom 
ersten Tage des vierten Monats nach In- 
krafttreten des Abkommens zur Durchfüh- 
rung gelangt. Das Abkommen tritt nach 
seinem Artikel 42 Absatz 2 am ersten Tage 
des zweiten Monats nadi Ablauf des Mo- 
nats in Kraft, in dem die Ratifikations- 
urkunden ausgetauscht werden. Aus der 
Neufassung ergibt sich folgerichtig ferner, 
daß die Leistungspflicht aus Versichcrungs- 
• Zeiten der Rentenversicherungen insoweit 
zu Lasten der zuständigen Versicherungs- 
träger der Bundesrepublik Deutschland 
gehen, als sie im Zeitraum vom 1. Mai 
1945 bis zum Ende des dritten Monats nnch 
Inkrafttreten des Abkommens (statt bis 
zum 31. Dezember 1951) zurückgelegt 
worden sind. 

3. Nach seinen Schlußbestimmungen gilt das 
Zusatzprotokoll naturgemäß unter densel- 
ben Voraussetzungen und für dieselbe 
Dauer wie das Abkommen selbst. 

4. Da das Zusatzprotokoll das am 21. April 
1951 in Salzburg Unterzeichnete und inzwi- 
sdien von den gesetzgebenden Körper- 
schaften der Bundesrepublik Deutschland 
ratifizierte Abkommen nebst Schlußproto- 
koll ändert, ist es erforderlidi, daß auch 
das Zusatzprotokoll ratifiziert wird und 
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht 
werden. Diesbezügliche Bestimmungen sind 
in den beiden letzten Sätzen des Zusatz- 
protokolls enthalten. 
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